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1. Vorbemerkungen 

1.1 Anlass und Erforderlichkeit der Planung 

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der 

Gemeinde nach Maßgabe des Baugesetzbuches (BauGB) vorzubereiten und zu leiten (§ 1 Abs. 

1 BauGB). Die Gemeinde hat Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebau-

liche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB). 

 

Zwischen den beiden Orten Castell und Wiesenbronn gelegen befinden sich landwirtschaftlich 

genutzte Ackerflächen. Auf dem Gemeindegebiet von Castell beabsichtigt an dieser Stelle, ein 

auf die Planung und Realisierung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen spezialisiertes Unter-

nehmen (MaxSolar GmbH) die Errichtung eines Bürgersolarparks auf einer Fläche von etwa 

31,7 ha.  

 

 

Abb. 1: Lage des Plangebietes zwischen Castell und Wiesenbronn, Plangebiet rot abgegrenzt (Karten-

grundlage: Bayerische Vermessungsverwaltung 2022, EuroGeographics).  

 

Der Bereich der geplanten Bebauung ist weder Teil eines Bebauungsplanes noch im Flächen-

nutzungsplan der Gemeinde Castell für eine Nutzung als Freiflächen-Photovoltaikanlage vor-

gesehen. Gemäß den Rundschreiben des Staatsministeriums des Innern zu Freiflächen-Pho-

tovoltaikanlagen (vom 02.12.2011, 14.01.2011 und 19.11.2009) erfordert die bauplanungs-

rechtliche Zulässigkeit von Freiflächen-Photovoltaikanlagen, die im Außenbereich als selbst-

ständige Anlagen errichtet werden sollen, generell aber eine gemeindliche Bauleitplanung. So 

sind für die planungsrechtliche Umsetzung der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage die 
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Aufstellung eines Bebauungsplans sowie die Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungs-

planes erforderlich. 

 

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan und die 3. Änderung des Flächennutzungs-

plans erfolgte durch den Gemeinderat der Gemeinde Castell am 10.10.2022. 

 

 

1.2 Lage und Abgrenzung des Planungsgebietes 

Das Plangebiet hat eine Größe von rd. 31,7 ha und befindet sich zentral zwischen den Orten 

Castell und Wiesenbronn gelegen. 

 

Abb. 2: Lage des Plangebietes zwischen Castell und Wiesenbronn, Plangebiet rot abgegrenzt (Karten-

grundlage: Bayerische Vermessungsverwaltung 2022, EuroGeographics). 

 

Der Geltungsbereich des Plangebiets umfasst ganz oder teilweise die nachfolgenden Grund-

stücke (Flurnummern) der Gemarkung Castell – 470, 473 (teilweise), 481, 482 (teilweise) und 

483 (teilweise).  

 

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 

• Im Norden durch einen Teil des Grünweges Flurnummer 483, einen Teil des Grabens Flur-

nummer 473, einen Teil des Grünweges Flurnummer 482 sowie den Grünweg Flurnummer 

502 (jeweils Gemarkung Castell); 

• Im Osten durch den Grünweg Flurnummer 502, einen Teil des Grabens Flurnummer 473, 

einen Teil des Grünweges Flurnummer 483 sowie den Grünweg Flurnummer 471 (jeweils 

Gemarkung Castell); 
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• Im Süden durch den Wirtschaftsweg Flurnummer 469 (Gemarkung Castell); 

• Im Westen durch den Grünweg Flurnummer 629/1 sowie den Gottesgraben auf der Flur-

nummer 629 (jeweils Gemarkung Wiesenbronn); Der Geltungsbereich grenzt somit unmit-

telbar an das Gemeindegebiet der Nachbargemeinde Wiesenbronn an;  

 

 

Abb. 3: Übersicht der Flurstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes – Schwarz: Flurstücke im 

Geltungsbereich; Blau: den Geltungsbereich umgrenzende Flurstücke Gemeinde Castell;  

 Rot: den Geltungsbereich umgrenzende Flurstücke Gemeinde Wiesenbronn  

 (Kartengrundlage: Bayerische Vermessungsverwaltung 2021).  
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1.3 Ziel und Zweck der Planung 

Ziel und Zweck der vorliegenden Bebauungsplanung ist die Schaffung der baurechtlichen 

Grundlagen zur Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage. Dabei sind die Belange des § 

1 Abs. 5 BauGB zu berücksichtigen.  

 

Demnach sollen Bebauungspläne „eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten, 

die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwor-

tung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringen, und eine dem Wohl 

der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbe-

dürfnisse der Bevölkerung gewährleisten“. Weiterhin sollen Bebauungspläne „dazu beitragen, 

eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und 

zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadt-

entwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild 

baukulturell zu erhalten und zu entwickeln“.  

 

Die vorliegende Planung dient der Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage. So berück-

sichtigt die vorliegende Planung die heutigen und künftigen Anforderungen an eine wirtschaftli-

che und nachhaltige Entwicklung, welche der Klimawandel und die Energiewende an unsere 

Gesellschaft stellen. Durch die Konzeption als „Bürgersolarpark“ soll darüber hinaus eine dem 

Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gefördert werden.  

 

Durch die Lage des Plangebietes (u.a. örtliche Topografie, umgebende bestehende Grün- und 

Gehölzstrukturen) sowie die in der vorliegenden Bebauungsplanung gewählten Festsetzungen 

zur Eingrünung wird der Einfluss auf das umgebende Orts- und Landschaftsbild gemindert. Die 

zur Durchgrünung gewählten Festsetzungen (u.a. die Anlage von extensiv genutztem Grünland, 

Flächenpflanzgebote, Auswahllisten für standortgerechte Gehölzarten) tragen darüber hinaus 

zum Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen bei. 
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2. Bestandssituation 

2.1 Bebauung und Nutzung 

 

Abb. 4: Kataster und Luftbild, Geltungsbereich schwarz abgegrenzt (Kartengrundlage: Bayerische Ver-

messungsverwaltung 2022, EuroGeographics). 

 

Flurstück Beschreibung der Nutzung Eigentümerverzeichnis 

470 Ackerland Privat 

473 (teilw.) Graben Öffentlich 

481 Ackerland Privat 

482 (teilw.) Grünweg Öffentlich 

483 (teilw.) Grünweg Öffentlich 
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2.2 Denkmalschutz (Bau- und Bodendenkmäler) 

 

Abb. 5:  Auszug der örtlichen Bodendenkmäler Denkmäler und der landschaftsprägenden Baudenkmäler, 

Geltungsbereich mit roter Linie abgegrenzt (Bayerische Vermessungsverwaltung 2022, Bayeri-

sches Landesamt für Denkmalpflege, EuroGeographics). 

 

Innerhalb des Geltungsbereiches befindet sich das Bodendenkmal D-6-6227-0005 (Wüstung 

Bernbuch mit archäologischen Befunden des späten Mittelalters). Basierend auf einer „archäo-

logisch-geophysikalische Prospektion“ vom 30.03.2022 (Anlage 3) wurde am 20.04.2022 zu-

sammen mit dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege abgestimmt, dass eine Überpla-

nung unter bestimmten Bedingungen erfolgen kann. Dementsprechend wurden Festsetzungen 

für eine „bodendenkmalangepasste Bauweise“ getroffen (siehe hierfür auch Kapitel 5.6, Seite 

25). Das betroffene Bodendenkmal ist im Planteil eingezeichnet.  

 

Das Landesamt für Denkmalpflege weist in seiner Stellungnahme vom 31.01.2023 daraufhin, 

dass für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes eine denkmal-

rechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig ist. Diese ist in einem eigenstän-

digen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen. 

Dabei sind die vorgesehenen Bodeneingriffe genau darzustellen (Leitungsverlegungen, Funda-

mente usw.). 

 

Zur Sicherung von obertägig nicht mehr sichtbaren Bodendenkmälern wird darüber hinaus noch 

auf folgendes hingewiesen: 

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der 

Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur An-

zeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Un-

ternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der 
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Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 

haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 

oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

 

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf 

von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmal-

schutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

In jeweils etwa 1,2 bis 1,75 km Entfernung befinden sich die folgenden drei landschaftsprägen-

den Baudenkmäler.  

• D-6-75-177-8: Pfarrkirche Hl. Kreuz – Evang.-Luth. Pfarrkirche, zweischiffige Anlage, 

Turm um 1300, Langhaus 1603; mit Ausstattung. 

• D-6-75-116-14: Pfarrkirche Schlosskirche – Evang.-Luth. Pfarr- und Schlosskirche, 

klassizistischer Saalbau mit Turmfassade, nach Plänen von Joseph Albert, 1784-88; 

mit Ausstattung. 

• D-6-75-116-24: Burgruine – Ruine der Castellschen Stammburg, Treppenturm von 

1615 und wenige Mauerteile. 

 

Aufgrund der Entfernung und den topographischen Gegebenheiten zwischen dem Plangebiet 

und den Baudenkmälern sowie den bestehenden Grünstrukturen ist die Fläche von diesen 

Punkten aus nur bedingt einsehbar. Die geplanten Festsetzungen zur Ein- und Durchgrünung 

der Freiflächen-Photovoltaikanlage (siehe hierfür auch Kapitel 5.9.1, Seite 27 ff.) tragen darüber 

hinaus dazu bei, dass die landschaftsprägenden Denkmäler so wenig wie möglich beeinträchtigt 

werden. 

 

 

2.3 Grün- und Freiflächen, Natur- und Artenschutz 

Eine Übersicht des Grün- und Freiflächenbestandes ist der nachfolgenden Abbildung des Be-

standsplanes zur Grünordnung zu entnehmen (siehe Abb. 6). Eine weitergehende Beschrei-

bung des Bestandes kann dem Umweltbericht (Anlage 1 zur Begründung) entnommen werden. 

 

Eine ausführliche Beschreibung des Natur- und Artenschutzes ist dem Umweltbericht zu ent-

nehmen. Zur Einschätzung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m 

Abs. 5 BNatSchG wurden faunistische Untersuchungen durchgeführt. Die Ergebnisse sowie 

notwendige Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen wurden der Planung beigefügt und sind 

der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Anlage 2) sowie dem Umweltbericht (Anlage 1) 

zu entnehmen. 
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Abb. 6: Bestandsplan Grünordnung (Kataster: Bayerische Vermessungsverwaltung) 
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2.4 Wasserwirtschaft 

Entlang der westlichen Grenze des Plangebietes verläuft der Gottesgraben. Des Weiteren ver-

laufen namenlose Entwässerungsgräben entlang der östlichen, nördlichen und südlichen 

Grenze des Geltungsbereiches sowie mittig zwischen den beiden Flurstücken 470 und 481.  

 

 

2.5 Altlasten 

Altablagerungen und Altlasten innerhalb des Plangebietes sind nicht bekannt. Sollten sich je-

doch bei Bauarbeiten Hinweise oder Verdachtsmomente auf etwaige Altdeponien, Altablage-

rungen oder schädliche Bodenveränderungen ergeben, sind diese Arbeiten einzustellen und 

die Bodenschutzbehörde des Landratsamtes Kitzingen unverzüglich zu benachrichtigen. Diese 

sind dann nach Bodenschutzrecht hinsichtlich des Wirkungspfades Boden – Gewässer in Ab-

stimmung mit dem Landratsamt Kitzingen und dem Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg durch 

einen zugelassenen Sachverständigen nach § 18 BBodSchG zu untersuchen, zu bewerten und 

ggfs. zu sanieren. 

 

 

2.6 Geogefahren 

Das Bayerische Landesamtes für Umwelt weist in seiner Stellungnahme vom 24.01.2023 da-

raufhin, dass im Planungsgebiet keine konkreten Georisiken bekannt sind. Der Untergrund be-

steht allerdings aus verkarstungsfähigen Sulfatgesteinen (Grundgips) des Mittleren Keupers, 

die von unterschiedlich mächtigen Deckschichten überlagert werden. Das Vorkommen unterir-

discher Hohlräume bzw. eine Erdfallgefahr kann daher nicht ausgeschlossen werden. Bei kon-

kreten Planungen ist dies zu berücksichtigen. 

 

 

2.7 Fließender und ruhender Verkehr / ÖPNV 

Die verkehrliche Erschließung der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage dient lediglich der 

Wartung und Pflege. Entsprechend erfolgt die äußere verkehrliche Anbindung über das beste-

hende Flurwegenetz. 

 

 

2.8 Ver- und Entsorgung 

Trink- und Löschwasserversorgung 

Durch den nördlichen Bereich des Plangebietes verläuft über das Grundstück Flurnummer 481 

eine Fernwasserleitung (DN200) der Fernwasserversorgung Franken. Parallel zur Leitung ver-

läuft ein dazugehöriges Steuerkabel sowie eine stillgelegte Fernwasserleitung (DN150). Diese 

verläuft im Bereich des Grundstücks Flurnr. 481 parallel zur aktiven Fernwasserleitung. 
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Diesbezüglich weist die Fernwasserversorgung Franken in ihrer Stellungnahme vom 

11.01.2023 darauf hin, dass die Anlagen der Fernwasserversorgung Franken grundsätzlich 

durch eingetragene Dienstbarkeiten im Grundbuch gesichert sind. Die Breite des Schutzstrei-

fens beträgt standardmäßig 6 m, davon je 3 m links und rechts der Fernleitungsachse. In diesem 

Schutzstreifenbereich dürfen keinerlei Maßnahmen durchgeführt werden, die den Bestand oder 

Betrieb der Fernleitung gefährden können. Er muss jederzeit sichtfrei und begehbar sein. Der 

Schutzstreifen ist auf landwirtschaftliche Nutzung und Einzelbauwerke, nicht aber auf flächige 

Bebauung ausgelegt.  Zaunanlagen sind so zu errichten, dass sie bei Arbeiten im Schadensfall 

keine Behinderung darstellen. Bei einem Rohrschaden kann auch außerhalb des 6 m breiten 

Schutzstreifens die geplante Photovoltaikanlage durch schwere Baugeräte für die erforderlichen 

Reparaturen gefährdet sein. Erst ab einem Abstand der Photovoltaikanlage von mind. 9 m von 

der Fernleitungsachse kann diese Gefährdung ausgeschlossen werden.  

Eine Einweisung vor Ort zur Kennzeichnung der Kreuzungsstellen ist zwingend erforderlich. Vor 

Beginn der erforderlichen Arbeiten ist daher zwingend Kontakt mit der Fernwasserversorgung 

Franken aufzunehmen und das Vorgehen abzustimmen.   

 

Abwasser 

Im Plangebiet verlaufen keine bekannten Abwasserkanäle der Gemeinde Castell. 

 

Strom 

Die Gemeinde Castell ist an das Stromversorgungsnetz der N-ERGIE Netz GmbH angeschlos-

sen. Im Plangebiet befinden sich keine bekannten Versorgungsanlagen der N-ERGIE Netz 

GmbH. 

 

Gas 

Das Plangebiet wird durch eine Ferngasleitung (mit Begleitkabel) der Open Grid Europe ge-

quert. Die Ferngasleitung liegt in einem 14 m breiten asymmetrischen Schutzstreifen (5 m nörd-

lich und 9 m südlich der Leitungsachse). 

 

Die PLEdoc GmbH weist in Ihrer Stellungnahme vom 27.01.2023 daraufhin, dass die Leitungs-

betreiberin aufgrund der einschlägigen Vorschriften (Verordnung über Gashochdruckleitungen, 

Regelwerk des DVGW – Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V.) verpflichtet 

ist, alle leitungsgefährdenden und leitungsbeeinträchtigenden Einflüsse vom Rohrnetz fernzu-

halten. Eine Überbauung des Schutzstreifens mit baulichen Anlagen gleich welcher Art ist 

grundsätzlich nicht zulässig. 

Abhängig von der Ausführung der Photovoltaikanlage, kann sich aufgrund der elektrischen Be-

einflussung, der Abstand zur Ferngasleitung deutlich vergrößern und über den vorhandenen 

Schutzstreifen hinausragen. Gemäß Kap. 8.2 „Grenzabstände von Erdungsanlagen“ des 

DVGW-Arbeitsblattes GW-22, kann erst ab einem lichten Abstand von 10 m zwischen Rohrlei-

tungsaußenwand und äußerstem Punkt des Erdungssystem des Energieversorgungssystems 
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auf eine Prüfung der ohmschen Beeinflussung verzichtet werden. Sofern die Unterkonstruktion 

der Freilandanlage oder die Umzäunung mit ins Erdungssystem eingebunden wird, ist dies der 

äußerste Punkt des Erdungssystems. Sollten die 10 m nicht eingehalten werden, ist demnach 

eine Prüfung der Beeinflussung (z. B. nach DIN EN 50522 (VDE 0101-2) Anhang L) erforderlich, 

welche vor Inbetriebnahme der PV-Anlage unter Beteiligung der OGE durchgeführt werden 

muss. Unzulässige Beeinflussungen sind umgehend vom Anlagenbetreiber abzustellen. 

 

Bei der Planung des Solarparks, den projektbegleitenden Maßnahmen in dem Schutzstreifen-

bereich der Gashochdruckleitung (z. B. Herstellung von Baustraßen mit Montage- und Kran-

stellflächen, Ausbau dauerhafter Zuwegungen, Neubau von kreuzenden oder parallel verlau-

fenden Erdkabeln) sowie dem späteren planmäßigen Betrieb der Anlage, sind die Auflagen und 

Hinweise der ebenfalls beigefügten Anweisung zum Schutz von Ferngasleitungen und zugehö-

rigen Anlagen der Open Grid Europe GmbH zu beachten. In diesem Zusammenhang macht die 

PLEdoc GmbH besonders bzw. ergänzend auf folgendes aufmerksam: 

• Bei der Errichtung der Photovoltaikanlage und von Bauwerken in der Nähe der Versor-

gungsanlage muss vor Baubeginn grundsätzlich eine örtliche Leitungskennzeichnung 

durch das Fachpersonal der Open Grid Europe GmbH erfolgen, damit der Schutzstrei-

fenbereich tatsächlich von unzulässigen Be- und Überbauungen frei bleibt. 

• Fundamente jeglicher Art und die Standorte der Module sind außerhalb des Schutz-

streifenbereiches der Gashochdruckleitung zu wählen. 

• Die Modultische der Module dürfen nicht in den lichten Schutzstreifenbereich hineinra-

gen. 

• Das Geländeniveau in dem Schutzstreifenbereich ist beizubehalten. Erforderliche Ni-

veauänderungen dürfen nur nach vorheriger Absprache mit dem zuständigen Beauf-

tragten der Open Grid Europe GmbH durchgeführt werden. 

• Kreuzungen der Gasversorgungsanlage mit hinzu-kommenden Erdkabeln sind lagemä-

ßig nach Möglichkeit im rechten Winkel und bei Verlegung in offener Bauweise höhen-

mäßig unter Einhaltung eines lichten Mindestabstandes von 0,4 m durchzuführen. 

• Kreuzende Erdkabel sind in dem Schutzstreifenbereich grundsätzlich in Kabelschutz-

rohren zu verlegen, wobei durch die Bündelung von Kabelsträngen die Anzahl der Kreu-

zungen möglichst gering zu halten ist. 

• Die Verlegung von parallel verlaufenden Leitungen muss außerhalb des Schutzstrei-

fenbereiches erfolgen. Erforderliche Ausnahmen bedürfen einer speziellen Abstim-

mung mit der PLEdoc GmbH bzw. der Open Grid Europe GmbH. 

• Bei der Planung der Zaunanlage ist zu beachten, dass die Pfosten nicht direkt über der 

Gashochdruckleitung eingebracht werden dürfen. In diesem Zusammenhang weist die 

PLEdoc GmbH darauf hin, dass die Zugänglichkeit der Ferngasleitung zu Reparatur- 

und Wartungszwecken jederzeit gewährleistet sein muss. 

• Ohne besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen unzureichend befestigte Leitungsbe-

reiche nicht mit Ketten- oder sonstigen Baufahrzeugen befahren werden. Erforderliche 
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Überfahrten sind in Abstimmung mit der Open Grid Europe GmbH festzulegen und 

durch geeignete Maßnahmen zu sichern. 

• Ein Einsatz von Maschinen innerhalb des Schutzstreifenbereiches ist nur nach vorheri-

ger Absprache und nur unter Aufsicht des örtlichen Beauftragten erlaubt. 

 

Zur Vermeidung von Anpassungsmaßnahmen an den Versorgungsanlagen bittet die PLEdoc 

GmbH, dass bei den Genehmigungsverfahren für die Errichtung einer Photovoltaikanlage alle 

Details, die Einfluss auf den Bestand und den Betrieb der Versorgungseinrichtungen haben, 

ebenfalls mit ihr abzustimmen sind. 

 

Telekommunikation 

Der Geltungsbereich wird in West-Ost-Richtung durch eine Telekommunikationsleitungen der 

Telekom Deutschland GmbH gequert. Die betroffene Leitung ist gemäß Stellungnahme der 

Deutschen Telekom Technik GmbH vom 10.12.2021 aber nicht mehr in Betrieb.  

Die Leitung verläuft nach Auskunft der Telekom parallel zum bestehenden Graben, auf dem 

Grundstück Flurnummer 473. Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes ist aber kein Ein-

griff in diesem Bereich vorgesehen. 
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3. Verfahrenshinweise 

3.1 Art des Verfahrens 

Der Bebauungsplan wird als qualifizierter Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB aufgestellt. 

 

 

3.2 Prüfung UVP-Pflicht 

Gemäß § 50 Abs. 1 Satz 1 UVPG werden bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die Um-

weltverträglichkeitsprüfung einschließlich der Vorprüfung nach den §§ 1 und 2 Absatz 1 und 2 

UVPG sowie nach den §§ 3 bis 13 UVPG im Aufstellungsverfahren als Umweltprüfung sowie 

die Überwachung nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgeführt. 

 

 

3.3 Umweltprüfung § 2 Abs. 4 BauGB 

Eine ausführliche Ermittlung der erheblichen Umweltauswirkungen ist dem Umweltbericht 

(siehe Anlage 1) zu entnehmen. 
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4. Planungsvorgaben 

4.1 Landesentwicklungsplan 

Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Für die 

Gemeinde Castell sind das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) sowie der Regional-

plan der Planungsregion Würzburg (2) maßgeblich.  

 

Entsprechend den Darstellungen in der Strukturkarte des Landesentwicklungsprogramms Bay-

ern (LEP) (in der aktuellen Lesefassung vom 01.01.2020) liegt Castell im allgemeinen ländli-

chen Raum, der als Raum mit besonderem Handlungsbedarf charakterisiert ist. 

 

Das Landesentwicklungsprogramm enthält weiterhin, folgende für die vorliegende Planung re-

levante Vorgaben: 

• 1.3 Klimawandel 

1.3.1 Klimaschutz: 

(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere 

durch  

- die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- und Ver-

kehrsentwicklung, 

- die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie  

- den Erhalt und die Schaffung natürlicher Speichermöglichkeiten für Kohlendioxid und 

andere Treibhausgase. 

 

→ Die Aufstellung eines Bebauungsplanes für die Errichtung einer Freiflächen-Photovolta-

ikanlage orientiert sich am Grundsatz, der verstärkten Erschließung und Nutzung erneuer-

barer Energien. Damit kann den Anforderungen des Klimaschutzes Rechnung getragen 

werden   

 

• 6.2 Erneuerbare Energien 

6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien  

(Z) Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen. 

 

→ Die Aufstellung eines Bebauungsplanes für die Errichtung einer Freiflächen-Photovolta-

ikanlage orientiert sich am Grundsatz, der verstärkten Erschließung und Nutzung erneuer-

barer Energien. Aufgrund der beabsichtigten Größe der Freiflächen-Photovoltaikanlage von 

rund 31,7 ha stellt die Umsetzung des Projektes einen bedeutenden Beitrag dafür dar, die 

Energieversorgung der Region umweltfreundlich auszurichten.  

 

6.2.3 Photovoltaik: 

(G) In den Regionalplänen können Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Errichtung von 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden. 
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(G) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten reali-

siert werden. 

 

→ Freiflächen-Photovoltaikanlagen können aufgrund ihrer Größe, ihrer Uniformität, Gestal-

tung und Materialverwendung das Landschafts- und Siedlungsbild beeinträchtigen. Des-

halb sollen Freiflächen-Photovoltaikanlagen gemäß Landesentwicklungsprogramm auf vor-

belastete Standorte gelenkt werden, möglichst räumlich konzentriert und möglichst in räum-

lichem Zusammenhang zu anderen Infrastruktureinrichtungen errichtet werden.  

Geeignete vorbelastete Standorte, wie Infrastruktureinrichtungen (Autobahnen, Bundes-

straßen, Schienenwegen, Hoch- und Höchstspannungsfreileitungen etc.) oder Konversi-

onsstandorte liegen im Gemeindegebiet nicht vor. Durch das Gemeindegebiet verlaufen 

zwar eine Bundesstraße sowie eine Hochspannungsfreileitung. Diese Bereiche eignen sich 

innerhalb des Gemeindegebietes aufgrund Ihrer Siedlungsnähe, der Topografie sowie na-

turschutzfachlicher Flächenausweisungen aber nicht für eine entsprechend große Auswei-

sung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage. Eine Vorbelastung des Standorts ist somit ak-

tuell noch nicht gegeben. Jedoch wird durch die Lage zum angrenzenden, ebenso in Pla-

nung befindlichen Solarpark „Schaftrieb“ eine Bündelung von Anlagen geschaffen. 

Stehen vorbelastete Standorte nicht zur Verfügung, so sind Freiflächen-Photovoltaikanlage 

aus regionalplanerischer Sicht auf Standorte zu lenken, durch die das Orts- und Land-

schaftsbild nicht erheblich beeinträchtigt wird. 

In beiden Fällen ist eine gute Einbindung der Freiflächen-Photovoltaikanlage in die Land-

schaft zur Vermeidung von Eingriffen in das Landschafts- und Siedlungsbild geboten.  

Im vorliegenden Plangebiet wird der Eingriff durch die vorhandene natürliche Eingrünung 

der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage sowie die geplante Ein- und Durchgrünung 

gemindert. Gleichzeitig wird dies noch durch die Topografie des Standortes unterstützt. Die 

bewegte Landschaft schirmt den Standort gut vor direkten Sichtbeziehungen von den um-

gebenden bewohnten Gebieten ab (u.a. Castell, Wiesenbronn, Trautberg).  

Lediglich aus Richtung der südlich gelegenen Weinberge sowie dem Schlossberg in Castell 

erscheint eine unmittelbare Einsehbarkeit gegeben.  

Daher wurden im vorliegenden Bebauungsplan, ergänzend zu den das Plangebiet umge-

benden Gehölzbeständen, in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde weitere 

Festsetzungen zur sichtverschattenden Randeingrünung und zur Durchgliederung der An-

lage festgesetzt. Dadurch können die Auswirkungen der Freiflächen-Photovoltaikanlage 

auf, die das regionaltypische Landschaftsbild und somit auf die landschaftsgebundene Er-

holungsnutzung und den Tourismus minimiert und die landschaftliche Attraktivität des 

Raums insgesamt weitgehend erhalten werden. 

 

Das Vorhaben entspricht somit den übergeordneten Vorgaben der Landesplanung. 
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4.2 Regionalplan 

Castell liegt in der Planungsregion Würzburg (2). Auch der Regionalplan verortet Castell im 

allgemeinen ländlichen Raum, der als Raum mit besonderem Handlungsbedarf charakterisiert 

ist.  

 

Das Plangebiet liegt im Vorbehaltsgebiet für Bodenschätze (GI13 – Gips). In den Vorbehalts-

gebieten für Bodenschätze kommt der Gewinnung der Bodenschätze ein besonderes Gewicht 

zu. Aus rohstoffgeologischer Sicht konnte das Landesamt für Umwelt, in seiner Stellungnahme 

vom 25.01.2023 dem geplanten Vorhaben dennoch zustimmen, da dieser Teil des Vorbehalts-

gebiets im Zuge der aktuellen Fortschreibung des Fachbeitrags Bodenschätze wegen Nicht-

Fündigkeit gestrichen werden soll.  

 

 

Abb. 7: Darstellung der regionalplanerischen Flächenausweisungen, Plangebiet rot abgegrenzt (Karten-

grundlage: Bayerische Vermessungsverwaltung 2021; Bayerisches Staatsministerium für Wirt-

schaft, Landesentwicklung und Energie; EuroGeographics).  

 

Der Regionalplan (in der aktuellen Lesefassung vom 24.02.2023) enthält weiterhin, folgende für 

die vorliegende Planung relevante Vorgaben: 

• Kapitel B X Energieversorgung 

1. Allgemeines 

1.1 (G) In allen Teilräumen der Region soll eine sichere, kostengünstige, umweltschonende 

sowie nach Energieträgern breit diversifizierte Energieversorgung angestrebt werden. 

Ebenso ist in allen Teilräumen auf einen sparsamen und rationellen Energieeinsatz hinzu-

wirken 
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1.2 (G) Es ist von besonderer Bedeutung, die Energieversorgung der Region möglichst  

umweltfreundlich auszurichten und dabei verstärkt auf erneuerbare Energieträger abzustel-

len. 

 

→ Die Schaffung der Freiflächen-Photovoltaikanlage orientiert sich am Grundsatz einer um-

weltfreundlichen Energieversorgung der Region durch die verstärkte Erschließung und Nut-

zung erneuerbarer Energien. Aufgrund der beabsichtigten Größe der Freiflächen-Photovol-

taikanlage von rund 31,7 ha stellt die Umsetzung des Projektes einen bedeutenden Beitrag 

dafür dar, die Energieversorgung der Region umweltfreundlich auszurichten. 

 

5.2 Sonnenenergienutzung: 

5.2.1 (G) Es ist anzustreben, dass Anlagen zur Sonnenenergienutzung in der Region be-

vorzugt innerhalb von Siedlungseinheiten errichtet werden, sofern eine erhebliche Beein-

trächtigung des Ortsbildes ausgeschlossen werden kann. 

5.2.2 (G) Bei der Errichtung von Anlagen zur Sonnenenergienutzung außerhalb von Sied-

lungsgebieten soll darauf geachtet werden, dass Zersiedlung und eine erhebliche Beein-

trächtigung des Landschaftsbildes soweit wie möglich vermieden werden. Daher sollen 

Freiland-Photovoltaikanlagen räumlich konzentriert werden und möglichst in räumlichem 

Zusammenhang zu anderen Infrastruktureinrichtungen errichtet werden. 

 

→ Diese Grundsätze sollen gemäß Regionalplan u.a. die Zersiedlung der Landschaft ver-

hindert und somit zum Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes beitragen.  

Die Errichtung von Photovoltaikmodulen auf Dachflächen bzw. innerhalb von Siedlungsein-

heiten leistet einen wichtigen Beitrag zu einer dezentralen örtlichen Energieversorgung und 

damit zur Energiewende. Auch in Castell und den umliegenden Orten finden sich zuneh-

mend private Immobilieneigentümer, die hierzu beitragen. 

Dennoch benötigt es für die erfolgreiche Energiewende ebenso Freiflächen-Photovoltaik-

anlagen. Diese werden nicht in Konkurrenz, sondern in Ergänzung zu Photovoltaikmodulen 

innerhalb der Siedlungsflächen geschaffen.  

Im vorliegenden Plangebiet wird der Eingriff durch die vorhandene natürliche Eingrünung 

der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage sowie die geplante Ein- und Durchgrünung 

gemindert. Gleichzeitig wird dies noch durch die Topografie des Standortes unterstützt. Die 

bewegte Landschaft schirmt den Standort gut vor direkten Sichtbeziehungen von den um-

gebenden bewohnten Gebieten ab (u.a. Castell, Wiesenbronn, Trautberg).  

Lediglich aus Richtung der südlich gelegenen Weinberge sowie dem Schlossberg in Castell 

erscheint eine unmittelbare Einsehbarkeit gegeben.  

Daher wurden im vorliegenden Bebauungsplan, ergänzend zu den das Plangebiet umge-

benden Gehölzbeständen, in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde weitere 

Festsetzungen zur sichtverschattenden Randeingrünung und zur Durchgliederung der An-

lage festgesetzt. Dadurch können die Auswirkungen der Freiflächen-Photovoltaikanlage 
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auf, die das regionaltypische Landschaftsbild und somit auf die landschaftsgebundene Er-

holungsnutzung und den Tourismus minimiert und die landschaftliche Attraktivität des 

Raums insgesamt weitgehend erhalten werden. 

Weiterhin sollten Freiflächen-Photovoltaikanlagen räumlich konzentriert und möglichst an 

vorbelasteten Standorten bzw. in räumlichem Zusammenhang zu anderen Infrastrukturein-

richtungen errichtet werden. Hierzu zählen z.B. Standorte entlang von Infrastruktureinrich-

tungen (Verkehrswege, Energieleitungen etc.) oder Konversionsstandorte. Eine Vorbelas-

tung des Standorts ist aktuell noch nicht gegeben. Jedoch wird durch die Lage zum angren-

zenden, ebenso in Planung befindlichen Solarpark „Schaftrieb“ eine Bündelung von Anla-

gen geschaffen. 

 

Insgesamt entspricht das Vorhaben somit den übergeordneten Vorgaben der Regionalplanung.  

 

 

4.3 Flächennutzungsplan 

Die Gemeinde Castell verfügt über einen genehmigten Flächennutzungsplan. 

  

Abb. 8: Darstellung im Flächennutzungsplan, Geltungsbereich rot abgegrenzt (Kartengrundlage: 

LAND+plan, Stand 03.05.2021). 

 

Darin ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans als „Fläche für die Landwirtschaft“ darge-

stellt. Mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans ist damit ebenso eine Änderung 

des Flächennutzungsplanes erforderlich, die gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren 

durchgeführt wird. Dabei handelt es sich um die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes. Der 

Bebauungsplan wird somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
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4.4 Bestehende Bebauungspläne 

Im Planbereich sind keine bestehenden Bebauungspläne vorhanden. 

 

 

4.5 Sonstige städtebauliche Entwicklungskonzepte ISEK, VU, Sanierungsgebiet 

Die Gemeinde Castell verfügt über einen Kriterienkatalog für die Beurteilung von Anträgen für 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen (Stand 13.04.2021). Darin wird u.a. die im Gemeindegebiet 

maximal zulässige Größe von Freiflächen-Photovoltaikanlagen definiert. Weiterhin werden Kri-

terien zum Schutz von Orts- und Landschaftsbild, dem Natur- und Artenschutz sowie der Wah-

rung kommunaler Interessen getroffen. Diese Kriterien haben Eingang in die vorliegende Bau-

leitplanung gefunden. 
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5. Planinhalte und Begründung 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der vorgesehenen Nutzung des Plangebietes als Freiflächen-Photovoltaikanlage 

wird als Art der baulichen Nutzung ein "Sonstiges Sondergebiet" (SO) gemäß § 11 BauNVO mit 

der Zweckbestimmung "Freiflächen-Photovoltaik" festgesetzt. 

Bauwerke, die zum Betrieb und zur Nutzung der PV-Anlage benötigt werden (z.B. Trafostatio-

nen, Ersatzteillager, Grünflächenpflegegeräteunterstände, Aufenthalts- und Überwachungsge-

bäude, Löschwasserzisternen sowie technische Einrichtungen und Anlagen zur Speicherung 

und Abgabe von Energie), als auch benötigte Verkehrswege und -flächen mit wassergebunde-

nen Deckschichten, sind innerhalb der Baugrenzen zulässig. 

 

 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gemäß § 

16 Abs. 2 und 3 BauGB durch die Grundflächenzahl (GRZ) sowie die maximal zulässige Höhe 

baulicher Anlagen definiert. 

 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit max. 0,5 festgesetzt und bleibt damit unter dem nach § 

17 BauNVO aufgeführten Orientierungswert für ein „sonstiges Sondergebiet“ von 0,8.  

 

Die bauliche Höhe der PV-Anlage wird auf max. 4,0 m über OK gepl. Gelände festgesetzt. Ggf. 

notwendige Bauwerke, die zum Betrieb und zur Nutzung der PV-Anlage benötigt werden (z.B. 

Stationsgebäude, technische Einrichtungen und Anlagen zur Speicherung), werden auf eine 

Höhe von max. 4,0 m über OK gepl. Gelände festgesetzt. 

 

Der Abstand zwischen Unterkante Modultisch und darunterliegender Geländeoberkante ist mit 

mindestens 0,8 Metern festgelegt. 

 

 

5.3 Bauweise 

Die Bauweise ist gem. § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichende Bauweise festgesetzt, bei der 

Modulreihen mit Längen von über 50 m innerhalb der Baugrenzen zulässig sind. Zwischen den 

Modulreihen ist ein Abstand von mindestens 3 Metern einzuhalten. 

Dadurch soll einerseits die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage ermöglicht werden, 

die eine optimale Ausnutzung der überplanten Fläche sicherstellt. Anderseits soll die Festset-

zung zur Verbesserung der Durchgrünung der Anlage beitragen.  

 

 



 

217220-01 
Seite 25 von 41 

5.4 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Planteil durch Baugrenzen gemäß § 23 BauNVO 

festgesetzt. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind außerhalb der überbaubaren Flä-

chen (Baugrenzen) nicht zulässig. Ausgenommen davon ist die erforderliche Einfriedung des 

Grundstücks. 

 

Diese Festsetzung soll dazu beitragen, dass bauliche Anlagen nur innerhalb der Baugrenzen 

realisiert werden. Diese Flächen nehmen prozentual bereits den Großteil des Geltungsberei-

ches ein (vgl. Kapitel 8 „Flächenbilanz“, Seite 41) und bieten daher ausreichend Fläche für die 

Errichtung von notwendigen Nebenanlagen. 

 

 

5.5 Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 

Aufschüttungen und Abgrabungen sind innerhalb der Baugrenzen um bis zu 0,5 m zulässig.  

 

Durch die Festsetzung sollen ggf. notwendige Anpassungen des natürlichen Geländes in einem 

begrenzten Rahmen ermöglicht und damit die Nutzbarkeit der Flächen verbessert werden. 

 

 

5.6 Bodendenkmalangepasste Bauweise 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich das Bodendenkmal D-6-6227-0005 (Wüstung 

Bernbuch mit archäologischen Befunden des späten Mittelalters). Basierend auf einer „archäo-

logisch-geophysikalische Prospektion“ vom 30.03.2022 (Anlage 3) wurde in einer Besprechung 

am 20.04.2022 durch das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege festgelegt, dass für die 

Überplanung des Bodendenkmals die folgenden Einschränkungen einzuhalten sind: 

• Im Bereich des Bodendenkmals sind keine Grabungen zulässig. Leitungsgräben bzw. 

Trafostationen müssen außerhalb des Bereichs liegen. 

• Im Bereich des Bodendenkmals sind Bodeneingriffe nur in Form von Rammpfosten für 

die Modulgestelltische zulässig 

• Ein Befahren des Bodendenkmals ist nur bei trockenen Witterungsverhältnissen zuläs-

sig 

 

Der betroffene Bereich des Bodendenkmals ist im Planteil eingezeichnet. Die o.g. Vorgaben 

sind hier im Rahmen der Erschließung eigenverantwortlich durch den Bauherren in Abstimmung 

mit dem Bayerische Landesamt für Denkmalpflege einzuhalten. 
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5.7 Verkehrsflächen 

Die Erschließung der Freiflächen-Photovoltaikanlage dient vorwiegend der Pflege und Wartung 

der Anlage. Daher erfolgt die äußere Erschließung unmittelbar über das angrenzende Flur-

wegenetz. Die innere Erschließung der einzelnen Modulbereiche wird in der Ausführungspla-

nung festgelegt. 

 

 

5.8 Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen 

Trink- und Löschwasserversorgung 

Durch das Gebiet verläuft eine Fernwasserleitung der Fernwasserversorgung Franken. Zwei 

Abgabeschächte grenzen unmittelbar an den Geltungsbereich an. 

Ein Konzept zum Brandschutz, einschließlich der Löschwasserversorgung, ist zwischen Vorha-

benträger, dem Kreisbrandrat und der örtlichen Feuerwehr, im Rahmen der weiterführenden 

Anlagenplanung abzustimmen. Hierzu wird auf die Hinweise zum abwehrenden Brandschutzes 

unter Kapitel 5.11.5 verweisen.  

 

Abwasser 

Beim Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage fällt in der Regel kein Abwasser an. Ein An-

schluss an die örtliche Kanalisation ist somit nicht notwendig.  

 

Die Flächen unterhalb der PV-Module werden nicht versiegelt. Sie werden als Extensivgrünland 

entwickelt. Entsprechend kann anfallenden Oberflächenwasser weiter wie bisher vor Ort versi-

ckert werden.  

Sollte dennoch die Sammlung des Niederschlagswassers und daraus resultierende Einleitun-

gen in Oberflächengewässer oder Grundwasser erforderlich werden, ist vorher mit dem Land-

ratsamt Kitzingen (Wasserrecht) abzustimmen, ob hierfür eine wasserrechtliche Erlaubnis er-

forderlich wird. 

 

Strom 

Der Geltungsbereich grenzt an das Stromversorgungsnetz der N-ERGIE Netz GmbH. Ein even-

tueller Anschluss an das Netz der N-ERGIE Netz GmbH ist im Rahmen der weiterführenden 

Erschließungsplanung frühzeitig in Abstimmung mit der N-ERGIE Netz GmbH zu konkretisie-

ren.  

 

Die Bayernwerk Netz GmbH weist in ihrer Stellungnahme vom 03.02.2023 darauf hin, dass für 

eine eventuelle Einspeisung der Energie aus der geplanten Erzeugungsanlage in das Strom-

netz der Bayernwerk Netz GmbH eine Netzverträglichkeitsprüfung vorgenommen werden muss.  
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Sonstiges 

Die Kreisstraßenverwaltung des Landratsamtes Kitzingen weist in Ihrer Stellungnahmen vom 

25.01.2023 darauf hin, dass falls Leitungsverlegungen im Bereich von Kreisstraßen geplant 

sind, für die Herstellung neuer Leitungskreuzungen etc. im Kreisstraßenbereich ein Gestat-

tungsvertrag zwischen dem Landkreis und dem Versorgungsunternehmen vor dem Bau abzu-

schließen ist. 

 

 

5.9 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

5.9.1 Festsetzungen zur Grünordnung und deren Begründung 

Anlage und Pflege der unversiegelten Fläche der Sondergebietsfläche: 

Flächen, die nicht für Nutzungen gemäß der textlichen Festsetzung, Punkt 1.1 zugelassenen 

Art der baulichen Nutzung innerhalb des sonstigen Sondergebiets „Freiflächen-Photovoltaik“ 

(betrifft auch die mit Modulen überbauten Flächen) herangezogen werden, sind als Extensiv-

grünland herzustellen. Dies ist durch Mahdgutübertragung von angrenzenden Extensivwiesen, 

oder alternativ durch Einsaat von autochthonem Regiosaatgut des Ursprungsgebietes 11- Süd-

westdeutsches Bergland durchzuführen. Die Saatgutzusammensetzung sowie die Spenderflä-

chen sind vorab mit der UNB abzustimmen. Die Fläche ist ein- bis zweimal pro Jahr entweder 

mit Schafen zu beweiden oder zu mähen. Die erste Mahd bzw. Beweidung hat ab Mitte Juni zu 

erfolgen. Bei Mahd ist das Mahdgut immer abzufahren. Zusätzlich ist in den ersten drei Ent-

wicklungsjahren ein Schröpfschnitt zum Aushagern der Flächen durchzuführen. Bei Mahd ist 

das Mahdgut immer abzufahren. 

 

Hierdurch kann ein artenreiches Grünland entwickelt werden, welches nicht nur die Biodiversität 

fördert, sondern gleichermaßen einen Biotopverbund zwischen bereits höherwertigen Struktu-

ren im nächsten Umfeld schafft. Des Weiteren wird durch die Anlage des Extensivgrünlands 

ohne Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmittel das Nahrungsangebot für Insekten und so-

mit auch für Arten wie etwa Vögel, Fledermäuse und Zauneidechsen erhöht. Es ist Saatgut 

gebietseigener Herkunft gem. § 40 Abs. 1 BNatSchG zu nutzen.  

 

Pflanzgebot für Grünflächen – Landschaftshecken // Pflanzschemen Landschaftshecken: 

Die im Bebauungsplan dargestellten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen sind herzustellen. Es sind ausschließlich Gehölzarten der Artenliste 2 

entsprechend den zugewiesenen Pflanzschemen zu verwenden. 

In den Bereichen der Pflanzschemen P1 und P3 sind innerhalb der Hecke alle 10 m bis 15 m 

klein- bis mittelkronige Laubgehölze der Artenliste 1 zu pflanzen. Davon sind mind. 25 % als 

Hochstamm in der angegebenen Pflanzqualität zu pflanzen.  

Entlang der bestehenden Gasleitung im Bereich der Durchgrünung P5.a ist die Hecke regelmä-

ßig zu unterbrechen. Es sind Heckenabschnitte mit einer Länge von 10 m bis 30 m gem. 
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Pflanzschema P5 und einem Abstand zueinander von 10 m bis 30 m zu pflanzen. In den Berei-

chen der Durchgrünung P5.b sind durchgehende Hecken ohne Unterbrechungen gemäß des 

Pflanzschemas P5 anzulegen. Die Lage der Durchgrünung P5.b kann um wenige Meter geän-

dert und an die Solarmodule angepasst werden. Im Zuge dessen darf auch die Baugrenze ent-

sprechend der vorgenommenen Verschiebung angepasst werden. Es ist immer ein Abstand 

von min. 3,0 m zwischen Pflanzgebot und Baugrenze einzuhalten. Die Ausdehnung der Durch-

grünung von 3 m x 200 m ist einzuhalten.  

 

Die der Hecke vorgelagerten Grünflächen gemäß den Pflanzschemen P1, P2, P3, P4, P5.a und 

P5.b sowie die Grünflächen zwischen den Heckenabschnitten im Bereich der Durchgrünung 

P5a und die von Gehölzen frei zu haltenden Flächen sind mit autochthonem Regiosaatgut des 

Ursprungsgebietes 11 - Südwestdeutsches Bergland als Staudensaum herzustellen. Die Saat-

gutzusammensetzung ist vorab mit der UNB abzustimmen. Zur Entwicklung eines artenreichen 

Staudensaums ist die Fläche einmal pro Jahr oder alle zwei Jahre im Herbst oder Winter zu 

mähen. Dabei ist das Mahdgut abzufahren.  

Einfriedungen gem. Punkt 5.10.1 sind innerhalb des Pflanzgebotes zulässig. Sie sind auf der 

der Sondergebietsausweisung zugewandten Seite der Hecke zu errichten.  

 

Pflanzschema P1:           Pflanzschema P2: 
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Pflanzschema P3: Pflanzschema P4:  Pflanzschema P5:  

   

Abb. 9: Pflanzschemen P1 bis P5 – Auszug aus den textlichen Festsetzungen des Planteils 

 

Durch die Pflanzgebote wird einerseits eine sinnvolle Ein- und Durchgrünung und somit Minde-

rung der Fernwirkung des Solarparks erzielt, andererseits ergibt sich eine sinnvolle Ergänzung 

der bestehenden Heckenstrukturen und eine Erweiterung des Biotopverbunds.  

Zur Strukturanreicherung sind artenreiche Säume zu entwickeln. Diese sind maximal einmal im 

Jahr, besser nur alle zwei Jahre, im Herbst oder Winter zu mähen. Eine Sommermahd, ggf. 

sogar eine zweischürige Mahd, ist die übliche Nutzung/Pflege für eine Wiese und lässt keine 

Entwicklung eines Saumes zu. Näheres zu den Pflanzschemen ist dem Kapitel 5.3 im Umwelt-

bericht (Anlage 1 zur Begründung) zu entnehmen.  

 

Die Hecken in Verbindung mit den Säumen stellen eine Erhöhung des Nahrungs- und Lebens-

raumangebots für Arten wie etwa Vögel, Fledermäuse, Zauneidechsen und Insekten dar.  

Die Bäume und Sträucher sowie das Saatgut sind gebietseigener Herkunft gem. § 40 Abs. 1 

BNatSchG zu pflanzen bzw. zu säen.  

 

Allgemeine Pflegemaßnahmen: 

Sämtliche Pflanzungen sind vom Anlagenbetreiber im Wuchs zu fördern, zu pflegen und vor 

Zerstörungen zu schützen. Bei Ausfällen gilt: Ausfälle von mehr als 10 % sind innerhalb eines 

Jahres zu ersetzen. Die unversiegelte Fläche der Sondergebietsfläche gem. der Festsetzung 

er „Anlage und Pflege der unversiegelten Fläche der Sondergebietsfläche“ sowie die Ein- und 

Durchgrünung sind für die Dauer des Eingriffs zu erhalten und auf 25 Jahre zu pflegen. 
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Der Einsatz von Düngemitteln, Herbiziden, Insektiziden, Fungiziden, Wachstumsreglern, Ro-

dentiziden und weiteren Bioziden ist innerhalb der Sondergebietsflächen sowie innerhalb der 

Flächen für Landschaftshecken unzulässig. Eine Ausnahme besteht bei flächigem Vorkommen 

von Neophyten. In diesem Fall ist Rücksprache mit der UNB zu halten.  

 

Die Befahrbarkeit der Fläche zwischen dem westlich angrenzenden Graben und der geplanten 

Hecke (s. Pflanzschema P1) ist durch den Anlagenbetreiber zu gewährleisten, damit die Pflege 

des Grabens durch die Gemeinde ungehindert erfolgen kann.  

 

Durch die Allgemeinen Pflegemaßnahmen sollen die Entwicklung der Fläche zum Zielzustand 

und der Erhalt des Zielzustandes sichergestellt werden. Bei Vorkommen von Neophyten ist un-

ter Einbezug der UNB eine Bekämpfung dieser zulässig, um den Flächenzustand zu erhalten 

und ein weiteres Ausbreiten der Neophyten in der Landschaft zu verhindern.  

 

Auswahlliste standortgerechter und heimischer Gehölzarten: 

Die nachfolgenden Artenlisten standortgerechter und heimischer Gehölzarten stellen eine Aus-

wahl dar und sind nicht als vollständig zu betrachten. 

 

Artenliste 1:  

Klein- bis mittelkronige Laubgehölze gebietseigener Herkunft (Vorkommensgebiet 5.1) 

Pflanzmindestgröße:  Hochstamm, 3xv, mDb, StU 10/12 

   vHei, oB, h 150 - 175 

Acer campestre  Feld-Ahorn 

Betula pendula   Hängebirke 

Carpinus betulus  Hainbuche 

Malus sylvestris  Holz-Apfel 

Prunus avium  Vogelkirsche 

Pyrus pyraster  Wild-Birne 

Sorbus aucuparia Eberesche 

Sorbus torminalis Elsbeere 

 

Artenliste 2:  

Sträucher gebietseigener Herkunft für Schnitt- und freiwachsende Hecken  

(Vorkommensgebiet 5. 1) 

Pflanzmindestgröße: lStr, h 90 - 120 

Cs Cornus sanguinea   Roter Hartriegel 

Ca Corylus avellana   Hasel 

Cm Crataegus laevigata  Zweigriffliger Weißdorn 

Ee Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 

Lv Ligustrum vulgare  Liguster 
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Ps Prunus spinosa   Schlehe 

Ro Rosa canina   Hunds-Rose 

Sn Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 

Vo Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 

 

Die Bäume und Sträucher sind gebietseigener Herkunft gem. § 40 Abs. 1 BNatSchG zu pflan-

zen. Die Gehölzqualität der Sträucher wurde gem. Stellungnahme der zuständigen unteren Na-

turschutzbehörde (09.01.2023) auf leichte Sträucher festgesetzt, da diese erfahrungsgemäß 

besser anwachsen. 

 

Vollzugsfristen: 

Die Ein- und Durchgrünungsmaßnahmen (Pflanzgebot für Grünflächen – Landschaftshecken) 

sind spätestens in der nach Baufertigstellung folgenden Herbst-Pflanzperiode herzustellen.  

 

 

5.9.2 Vermeidungsmaßnahmen zum Artenschutz 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 

BNatSchG wurden im Rahmen einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung folgende Ver-

meidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) formuliert:  

• V1 – Zeitliche Beschränkung der Baumaßnahmen (Erdbauarbeiten) 

• V2 – Zeitliche Beschränkung von Beräumungsmaßnahmen  

• V3 – Bauzeitliche Abzäunung der angrenzenden Zauneidechsenhabitate 

• V4 – Ökologische Baubegleitung 

• CEF1 – Schaffung von Feldlerchen-Ausgleichsflächen – Blüh- und Brachestreifen  

 

Die Maßnahmen dürfen nicht während der Hauptbrutzeit der Bodenbrüter (15.03. – 01.07.) 

durchgeführt werden. Die Ausgleichsflächen gem. CEF1 sind zwingend vor Verlust der Brut-

plätze, und somit vor Baubeginn umzusetzen, um ökologisch funktionstüchtig zu sein bevor 

der Eingriff wirkt. 

Eine ausführliche Aufstellung der Vermeidungsmaßnahmen ist der speziellen artenschutzrecht-

lichen Prüfung zu entnehmen (s. Anlage 2 zur Begründung). 

 

 

5.10 Örtliche Bauvorschriften, bauliche und städtebauliche Gestaltung 

5.10.1 Einfriedungen 

Einfriedungen sind grundsätzlich dem Geländeverlauf anzupassen. 

Die Einfriedung des gesamten Grundstücks ist mittels Metallzaun (Höhe max. 2,5 m, incl. 

Übersteigschutz) herzustellen. Unterbrechungen für Torbereiche sind zulässig. 

Zaunsockel sind nicht zulässig. Davon abweichend sind betonierte Sockel nur in Torbereichen 

zulässig. Für Zaunpfosten sind Punktfundamente zulässig. 
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Für die Durchlässigkeit für Tiere ist ein Mindestabstand von 15 cm zum geplanten Gelände 

einzuhalten. 

Die Festsetzungen dienen einerseits dazu notwendige Einfriedung zu ermöglichen und ande-

rerseits eine Querung der Einfriedung für Kleintiere zu ermöglichen. 

 

5.11 Hinweise 

5.11.1 Immissionsschutz 

Lärm: 

Aufgrund der Nutzung der Fläche als Freiflächen-Photovoltaikanlage sind lärmbedingte Auswir-

kungen, vom Plangebiet auf die umliegenden Bereiche, nur während der Bauphase zu erwar-

ten.  

 

Landwirtschaftliche Emissionen: 

Im direkten Anschluss des Geltungsbereichs liegen landwirtschaftliche Nutzflächen, die weiter-

hin bewirtschaftet werden. Durch die ordnungsgemäße Bewirtschaftung kann es zu 

Staubimmissionen, Steinschlag usw. kommen. Der Staub (z.B. Erde, Dünger-, Branntkalk, Spel-

zen beim Dreschen...) kann sich auf den Kollektoren niederschlagen. Diese Immissionen sind 

zu dulden. Die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen 

muss weiterhin uneingeschränkt möglich sein. Der Betreiber des Solarparks hat diese Emissi-

onen hinzunehmen und hat selbst für die ggfs. erforderliche Reinigung seiner Solarmodule auf-

zukommen. 

 

Blendwirkungen: 

Bei der Errichtung von großflächigen Freiflächen-Photovoltaikanlagen können je nach Sonnen-

stand und Einsehbarkeit der Anlage Blendwirkungen auftreten. Zur Beurteilung wurde durch die 

MaxSolar GmbH eine Sichtfeldanalyse erstellt, mit der die Fernwirkung der Fläche von verschie-

denen Punkten untersucht wurde. Die Analyse beruht dabei auf der Topografie. Gebäude, 

Bäume u.ä. Objekt, welche die Einsehbarkeit verringern können, wurden nicht berücksichtigt. 

Gemäß der Analyse besteht bei den fünf geprüften umliegenden Standorten nur vom südlich 

gelegenen Kugelspielberg aus, uneingeschränkt Einsicht auf das Plangebiet. Ein Teil des nörd-

lichen Grundstücks Flurnummer 481 ist außerdem von der Kirche Castell aus einsehbar.  

Durch die Topografie sowie Ein- und Durchgrünungsmaßnahmen, die die bestehenden umge-

benden Grünstrukturen ergänzen, werden keine Beeinträchtigung von Verkehrsteilnehmern und 

Anwohnern in den umgebenden Bereichen erwartet.  

 

Für eine detaillierte Beschreibung der Ergebnisse der Sichtfeldanalyse wird auf die Ausführun-

gen im Umweltbericht (Pkt. 2.1,S. 11 ff.) verwiesen. 

 

Dennoch sind die Solarmodule in ihrer Oberfläche und Ausrichtung so zu gestalten, dass Blend-

wirkungen an bestehender Wohnbebauung und für den Straßenverkehr ausgeschlossen sind. 
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Zusätzlich weist die Kreisstraßenverwaltung in Ihrer Stellungnahme vom 25.01.2023 darauf hin, 

dass sollten entgegen den Erwartungen doch Beeinträchtigungen des Straßenverkehrs durch 

Reflexionen auftreten, es sich der Landkreis vorbehält, einen nachträglichen Blendschutz auf 

Kosten des Antragstellers zu fordern.   

 

5.11.2 Bodendenkmalschutz (§§ 7 und 8 BayDSchG) 

Das Landesamt für Denkmalpflege weist in seiner Stellungnahme vom 31.01.2023 daraufhin, 

dass für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes eine denkmal-

rechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig ist. Diese ist in einem eigenstän-

digen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen. 

Dabei sind die vorgesehenen Bodeneingriffe genau darzustellen (Leitungsverlegungen, Funda-

mente usw.). 

 

Zur Sicherung von obertägig nicht mehr sichtbaren Bodendenkmälern ist auf folgendes hinzu-

weisen: 

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der 

Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur An-

zeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Un-

ternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der 

Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 

haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 

oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf 

von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmal-

schutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

5.11.3 Wolfssichere Beweidung 

In der Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde vom 09.01.2023 wurden die folgenden 

Hinweise zu einer etwaigen der Beweidung der Fläche gegeben:  

Bei Beweidung sollte, auf Empfehlung des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Ver-

braucherschutz (StMUV), vorsorglich auf eine wolfssichere Zäunung geachtet werden. In die-

sem Fall muss der Zaun sowohl die Durchgängigkeit für Kleintiere (Bodenfreiheit des Zaunes) 

als auch den Untergrabschutz gegen den Wolf gewährleisten. Dies ist gleichzeitig möglich. Das 

StMUV gibt dazu folgende Hinweise:  

Technisch ist es möglich, beiden Anliegen gleichzeitig Rechnung zu tragen. Dies kann gesche-

hen, indem beispielsweise folgende Zusatzsicherungen angebracht werden:  

• Untergrabschutz über Elektrolitze in max. 20 cm Bodenhöhe außen am Zaun, max. 20 

cm Abstand vom Zaun, zusätzlich Überkletterungsschutz mit einer Elektrolitze oben am 

Zaun.  
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• Baustahlmatte mit Maschenweite 10x10 cm als Sicherung einer bestehenden Boden-

freiheit, zusätzlich horizontal vor dem Zaun ausgelegter Untergrabschutz (z. B. Ma-

schendraht, mind. 60 cm breit); es kann hierfür z. B. auch eine 1 m breite Baustahlmatte 

längs abgewinkelt werden und gleichzeitig dem Schutz in vertikaler sowie horizontaler 

Richtung dienen; eine sichere Verankerung im Boden und am Zaun muss gewährleistet 

sein; durch die 10x10 cm-Maschen kommen kleine und mittelgroße Säugetiere wie Igel, 

Marder und Feldhasen sowie Hühnervögel noch durch, der Wolf nicht; zusätzlich Über-

kletterungsschutz mit einer Elektrolitze oben am Zaun. 

 

5.11.4 Geogefahren 

Das Bayerische Landesamtes für Umwelt weist in seiner Stellungnahme vom 24.01.2023 da-

raufhin, dass im Planungsgebiet keine konkreten Georisiken bekannt sind. Der Untergrund be-

steht allerdings aus verkarstungsfähigen Sulfatgesteinen (Grundgips) des Mittleren Keupers, 

die von unterschiedlich mächtigen Deckschichten überlagert werden. Das Vorkommen unterir-

discher Hohlräume bzw. eine Erdfallgefahr kann daher nicht ausgeschlossen werden. Bei kon-

kreten Planungen ist dies zu berücksichtigen. 

 

5.11.5 Vorsorgender Bodenschutz 

Das Wasserwirtschaftsamt weist in seiner Stellungnahme vom 07.02.2023 darauf hin, dass die 

Bodenfunktionen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) bei Herstellung und 

Rückbau der Photovoltaikanlage weitestgehend zu erhalten sind. Negative Einflüsse auf Bo-

denfunktionen können sich insbesondere ergeben durch Bodenversiegelung (Baustraßen, 

Stellflächen und technische Einrichtungen), Bodenverdichtung (Befahren der Fläche durch 

schwere Baufahrzeuge), Bodenstrukturschäden (Anlieferung von Baumaterialien bei ungeeig-

neten Witterungsverhältnissen), Bodenabtrag/Durchmischung (Umlagerung, reliefausglei-

chende Baumaßnahmen, Kabelschächte etc.) sowie Erosion durch ablaufendes Wasser. Zur 

Einhaltung der Vorgaben des BBodschG empfiehlt das Wasserwirtschaftsamt eine bodenkun-

dliche Baubegleitung bereitzustellen, sowohl bei der Errichtung der Photovoltaikanlage als auch 

bei einem künftigen Rückbau. 

 

5.11.6 Maßnahmen zur Vermeidung einer Überschreitung des Vorsorgewertes der 

BBodschV für Zink 

Das Wasserwirtschaftsamt weist in seiner Stellungnahme vom 07.02.2023 auf die Möglichkeit 

der Überschreitung des Vorsorgewertes der BBodSchV für Zink durch die Verwendung verzink-

ter Stahlprofile für die Modultische hin. Um eine Überschreitung des Vorsorgewertes zu vermei-

den, empfiehlt das Wasserwirtschaftsamt folgendes Vorgehen im Rahmen der weiterführenden 

Anlagenplanung: 

Im Rahmen einer vereinfachten Bodenkartierung sind zunächst Gelände- und Bodeneigen-

schaften zu bestimmen, und Bereiche mit unterschiedlichen Bodeneigenschaften gegeneinan-

der abzugrenzen. Anschließend ist das Niveau der stofflichen Vorbelastung des überplanten 
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Bereiches und der basierend auf der konkreten Anlagenplanung erwartete Eintrag zu bestim-

men. Bei Überschreiten des Vorsorgewerts oder wenn damit zu rechnen ist, dass dieser Wert 

innerhalb der Betriebslaufzeit überschritten wird, sind standortangepasste und/oder technische 

Maßnahmen zur Minimierung des Stoffeintrags zu treffen.  

Bei einem künftigen Rückbau der Photovoltaikanlage sollte durch erneute stichprobenartige Bo-

denuntersuchungen im Kontaktbereich zum verzinktem Stahlprofil der Standort im Vergleich zu 

seinem Ausgangszustand beurteilt werden. Gegebenenfalls müssen erhöhte Zinkgehalte im 

Bereich der ehemaligen Stahlprofile durch erneute Nachkalkung, d.h. eine Erhaltungskalkung, 

gebunden oder entfernt werden, um negative Auswirkungen auf weitere Schutzgüter zu vermei-

den. 

Darüber hinaus werden folgende Hinweise gegeben: 

• Der Eintrag von Stoffen (insbesondere Zink) aus der Trägerkonstruktion der Anlage in 

den Boden oder das Grundwasser ist zu vermeiden.  

• Die Bodenfeuchte bzw. das Bodenfeuchtemillieu kann Einfluss auf die Materialeigen-

schaften und die Lösungsprozesse von Stoffen der Fundamente haben. Eine dahinge-

hende Prüfung sollte im Vorfeld der Baumaßnahmen stattfinden. 

 

5.11.7 Grenzabstände 

Bei allen Pflanzungen sind die Vorgaben des jeweiligen Versorgungsträgers sowie die Grenz-

abstände entsprechend des aktuellen Nachbarrechts gemäß des Bürgerlichen Gesetzbuches 

(BGB) i.V.m. dem Gesetz zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches (AGBGB) zu berück-

sichtigen.  
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6. Weitere Hinweise 

6.1 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Die Untere Wasserrechtsbehörde des Landratsamtes Kitzingen weist in seiner Stellungnahme 

vom 25.01.2023 darauf hin, dass sofern elektrische Anlagen mit wassergefährdenden Stoffen 

(z. B. Trafos mit Ölkühlung) errichtet werden, die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu beachten ist. 

 

6.2 Abwehrender Brandschutz 

Durch das Gebiet verläuft eine Fernwasserleitung der Fernwasserversorgung Franken. Zwei 

Abgabeschächte grenzen unmittelbar an den Geltungsbereich an. Im Rahmen der weiterfüh-

renden Anlagenplanung ist zusammen mit der Fernwasserversorgung Franken und dem Kreis-

brandrat abzustimmen, ob eine notwendige Löschwasserversorgung ggf. über einen der Abga-

beschächte erfolgen kann und/oder zusätzliche private Löschwasserzisternen erforderlich sind.  

 

Aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes wurden darüber hinaus folgende Anmerkungen 

durch den Kreisbrandrat in seiner Stellungnahme vom 25.01.2023 abgegeben, die im Rahmen 

der weiterführenden Anlagenplanung zu berücksichtigen. Dabei ist der Kreisbrandrat zu betei-

ligen: 

• Für die Zufahrt zur Freiflächen-Photovoltaikanlage ist ein Feuerwehrzufahrt erforder-

lich. 

• Bei den Flächen für die Feuerwehr und den Zufahrten zum Objekt ist die Richtlinie „Flä-

chen für die Feuerwehr“ zu berücksichtigen.  

• Für die bauliche Anlage der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist am Zufahrtstor deutlich 

und dauerhaft die Erreichbarkeit eines verantwortlichen Ansprechpartners für die Feu-

erwehr anzubringen.   

• Aufgrund der Besonderheiten einer Freiflächen-Photovoltaikanlage ist für die bauliche 

Anlage ein Feuerwehrplan nach DIN14095 zu erstellen. Dieser ist der Brandschutz-

dienststelle (Kreisbrandrat) zur Einsicht vorzulegen   

• Sollte der Anlagenbetreiber einen gewaltlose Zugangsmöglichkeit für die Feuerwehr 

schaffen wollen, kann durch den Betreiber am Zufahrtstor ein Feuerwehr-Schlüsselde-

pot Typ 1 vorgesehen werden. 
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7. Wesentliche Abwägungsgesichtspunkte 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sowie § 1a Abs. 2 und 5 BauGB sind bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen insbesondere die folgenden Belange in der Abwägung zu berücksichtigen: 

 

 

7.1 Umweltprüfung § 2 Abs. 4 BauGB 

Eine Ermittlung der erheblichen Umweltauswirkungen ist dem in Anlage 1 beiliegenden Um-

weltbericht zu entnehmen 

 

 

7.2 Umweltschutz 

Entsprechend § 1a Abs. 2 BauGB soll sparsam und schonend mit Grund- und Boden umge-

gangen werden. Dies wird einerseits dadurch berücksichtigt, indem es sich bei der vorliegenden 

Ausweisung um eine für eine nachhaltige Energieversorgung notwendige Flächenausweisung 

handelt. Gleichzeitig wird die Flächenversiegelung sowie die Neuinanspruchnahme von Fläche 

dadurch minimiert, dass Freiflächen-Photovoltaikanlagen zwar Fläche beanspruchen, hier aber 

durch ihren Aufbau eine lediglich geringe Versiegelung bewirken. Die Flächen unterhalb der 

PV-Module werden nicht zusätzlich versiegelt. Sie werden als Extensivgrünland entwickelt. So-

mit kann der Eingriff auf den Grund und Boden reduziert werden. 

 

 

7.3 Klimaschutz 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes (§ 1a Abs. 5 BauGB) soll sowohl durch Maßnahmen, 

die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Kli-

mawandel dienen, Rechnung getragen werden.  

Die Schaffung der Freiflächen-Photovoltaikanlage orientiert sich am Grundsatz einer umwelt-

freundlichen Energieversorgung der Region durch die verstärkte Erschließung und Nutzung er-

neuerbarer Energien. Dies trägt unmittelbar zum Klimaschutz bei. 

 

7.4 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 

Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung  

Belange der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie der Sicherheit der Wohn- und Ar-

beitsbevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) sind von der vorliegenden Planung nicht betroffen. 

 

 

7.5 Wohnbedürfnisse der Bevölkerung 

Die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) sind von der vorliegenden 

Planung nicht betroffen. 
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7.6 Soziale und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung 

Soziale und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB) sind von der 

vorliegenden Planung nicht betroffen. 

 

 

7.7 Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhande-

ner Ortsteile 

Der Standort befindet sich im Außenbereich, abseits bestehender Ortsteile. Die geplante Frei-

flächen-Photovoltaikanlage grenzt sich durch ihre Lage sowie ihre Einbindung in die Landschaft 

von den im Umfeld vorhandenen Orten ab. Dementsprechend sind Belange bezüglich der Er-

haltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und dem Umbau vorhandener Ortsteile (§ 1 

Abs. 6 Nr. 4 BauGB) von der vorliegenden Planung nicht betroffen. 

 

 

7.8 Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die er-

haltenswerte Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer 

oder städtebaulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Landschafts-

bildes 

Denkmalschutzrechtliche Belange (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) werden durch die vorliegende Pla-

nung dahingehend berührt, dass durch die geplante Freiflächen-Photovoltaikanlage ein Boden-

denkmal überplant wird. Basierend auf einer „archäologisch-geophysikalische Prospektion“ 

wurde hierzu aber zusammen mit dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege abgestimmt, 

dass eine Überplanung erfolgen kann, wenn Festsetzungen für eine „bodendenkmalangepasste 

Bauweise“ getroffen werden (siehe hierfür auch Kapitel 2.2, Seite 10 f. und Kapitel 5.6, Seite 

25). 

 

Weiter befinden sich in jeweils etwa 1,2 bis 1,75 km Entfernung drei landschaftsprägende Bau-

denkmäler. Wie bereits unter Kapitel 2.2 dargelegt wurde, ist aufgrund der Entfernung und den 

topographischen Gegebenheiten zwischen dem Plangebiet und den Baudenkmälern sowie den 

bestehenden Grünstrukturen, die Anlage nur bedingt einsehbar. Die geplanten Festsetzungen 

zur Ein- und Durchgrünung der Freiflächen-Photovoltaikanlage (siehe hierfür auch Kapitel 5.9.1, 

Seite 27 ff.) tragen darüber hinaus dazu bei, dass die landschaftsprägenden Denkmäler, ebenso 

wie das Orts- und Landschaftsbild der umgebenden Strukturen so wenig wie möglich beein-

trächtigt werden. 

 

 

7.9 Belange der Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Belange von Kirchen und Religionsgemeinschaften (§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB) sind von der vor-

liegenden Planung nicht betroffen. 
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7.10 Belange der Wirtschaft 

Belange der Wirtschaft (Verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung, Erhaltung und Entwick-

lung zentraler Versorgungsbereiche) nach § 1 Abs. 6 Nr. 8a BauGB sind von der vorliegenden 

Planung nicht betroffen. 

 

 

7.11 Belange der Land- und Forstwirtschaft 

Belange der Forstwirtschaft sind von der vorliegenden Planung nicht betroffen. Betroffen von 

der vorliegenden Planung sind aber Belange der Landwirtschaft in dem Maße, dass die Planung 

zu einer Umnutzung von landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen (Nahrungs- und Futtermittel-

produktion) und damit zu einer Nutzungskonkurrenz führt. Dem gegenüber stehen die Belange 

von Energiewende und Klimawandel. So leistet die Planung einen wichtigen Beitrag zur nach-

haltigen dezentralen Energieversorgung der Region und trägt somit unmittelbar zu Energie-

wende und Klimaschutz bei.  

 

Mit der Inanspruchnahme von Böden überwiegend geringer und mittlerer Ertragsfunktion wird 

prinzipiell dem Grundsatz 5.4.1 LEP, wonach hochwertige Böden aufgrund ihrer hohen Ertrags-

fähigkeit nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch genom-

men werden sollen, Rechnung getragen. Demnach wird die Beanspruchung der Fläche zuguns-

ten einer nachhaltigen dezentralen Energieversorgung noch verhältnismäßig angesehen. 

 

 

7.12 Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 

Belange zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen (§ 1 Abs. 6 Nr. 8c BauGB) 

sind von der vorliegenden Planung nicht betroffen. 

 

 

7.13 Belange des Post- und Telekommunikationswesen 

Die Belange des Post- und Telekommunikationswesen (§ 1 Abs. 6 Nr. 8d BauGB) sind von der 

vorliegenden Planung nicht betroffen. 

 

 

7.14 Versorgung mit Energie und Wasser, einschließlich Versorgungssicherheit 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen leisten einen wesentlichen Beitrag zur Energiewende und tra-

gen damit zu einer nachhaltigen Energieversorgung bei. Die genaue Ausgestaltung des An-

schlusses und der Einspeisung ist im Rahmen der weiterführenden Erschließungsplanung mit 

dem regionalen Netzbetreiber abzustimmen. 
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7.15 Sicherung von Rohstoffvorkommen 

Das Plangebiet liegt im Vorbehaltsgebiet für Bodenschätze (GI13 – Gips). Entsprechend der 

bereits unter Kapitel 4.2 (Seite 20) hierzu beschrieben Ausführungen konnte der Planung sei-

tens des Landesamtes für Umwelt dennoch zugestimmt werden, da die ausgewiesene Vorbe-

haltsfläche in der Fortschreibung des Regionalplans der Region Würzburg (2) stark verkleinert 

werden soll.  

 

Informativ weist das Bergamt Nordbayern in seiner Stellungnahme vom 26.01.2023 darauf hin, 

dass das Vorhaben in der Bewilligung "Kitzingen" verliehen auf Steinsalz und Sole liegt. Nach 

telefonischer Rücksprache mit dem Bergamt (02.03.2023) werden bei einer Freiflächen-Photo-

voltaikanlage diesbezüglich aber keine Konflikte erwartet. 

 

 

7.16 Belange des Personen- und Güterverkehrs, Mobilität der Bevölkerung 

Eine verkehrliche Anbindung der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage an das Verkehrs-

netz erfolgt über das bestehende angrenzende Wegenetz und dient lediglich der Pflege und 

Wartung. Darüber hinaus gehende Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität 

der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) sind von der vorliegenden Planung nicht betroffen. 

 

 

7.17 Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes, zivile Anschlussnutzung von 

Militärliegenschaften 

Belange der Verteidigung oder des Zivilschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB) liegen nach aktu-

ellem Kenntnisstand nicht vor. 

 

 

7.18 Ergebnisse städtebauliche Entwicklungskonzepte 

Die Gemeinde Castell verfügt über einen Kriterienkatalog für die Beurteilung von Anträgen für 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen (Stand 13.04.2021). Darin wird u.a. die im Gemeindegebiet 

maximal zulässige Größe von Freiflächen-Photovoltaikanlagen definiert. Weiterhin werden Kri-

terien zum Schutz von Orts- und Landschaftsbild, dem Natur- und Artenschutz sowie der Wah-

rung Kommunaler Interessen getroffen. Diese Kriterien haben Eingang die vorliegende Bauleit-

planung gefunden. 

 

 

7.19 Belange des Hochwasserschutzes 

Belange des Hochwasserschutzes sind nicht betroffen, da sich das Vorhaben außerhalb fest-

gesetzter Überschwemmungsgebiete befindet. 
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7.20 Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und deren Unterbringung 

Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und deren Unterbringung (§ 1 Abs. 6 Nr. 13 

BauGB) sind von der vorliegenden Planung nicht betroffen. 

 

 

8. Flächenbilanz 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von rd. 31,7 ha. Die Fläche 

gliedert sich wie folgt auf: 

Geltungsbereich  Fläche in % 

Größe des Geltungsbereiches 317.103,7 m² 100,0 % 

./. Sonstiges Sondergebiet 301.114,0 m² 95,0 % 

    davon innerhalb der Baugrenzen 282.157,6 m² 89,0 % 

./. Grünweg (Bestand) 1.716,3 m² 0,5 % 

./. Wasserflächen 969,3 m² 0,3 % 

./. Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

13.304,1 m² 4,2 % 

 

 

9. Bodenordnerische Maßnahmen 

Für die Errichtung des Solarparks werden keine bodenordnerischen Maßnahmen erforderlich.  
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